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Anträge zur Jahreshauptversammlung 2007

Anträge von Peter Cichon:

1. Der SPD-Ortsverein fordert ein Rauchverbot für die Schranne, einschließlich Jazzkeller.

Ergebnis:

Die Forderung wurde nach Diskussion in der Versammlung mit Zustimmung des Antragstellers noch erweitert und konkretisiert; neue Formulierung:

1. Der SPD-Ortsverein fordert die SPD-Stadtratsfraktion auf, im Stadtrat ein Rauchverbot für alle städtischen Gebäude zu beantragen. 

Abstimmung: Annahme mit 16 Stimmen bei drei Gegenstimmen

2. Der SPD-Ortsverein fordert vom Bayerischen Staat die Rückgabe von „Beutekunst“, die nach 1806 aus Dinkelsbühl entfernt, gestohlen und mitgenommen wurden (zum Beispiel gotische Altarbilder, die in oberbayrische Schlösser gebracht wurden).
Ergebnis: Überweisung an den Vorstand mit der Bitte an den Antragsteller, die Hintergründe seiner Forderung genauer zu recherchieren, damit man konkrete „Beutestücke“ benennen und lokalisieren kann (in welchen bayerischen Schlössern bzw. Museen lagern sie?), um anschließend ihre Rückgabe an die Stadt zu betreiben

Antrag von Johannes Haverkämper und Bernd Lober:

Die aktuell von der SPD-Spitze auf den Weg gebrachten Finanzierungsvorschläge im Bereich der Betreuung von Kleinkindern sind abzulehnen. 

Begründung: 

Sowohl die angedachte Rücknahme der beschlossenen Kindergelderhöhung als auch die Vorhaben zur Kappung des Ehegattensplittings stellen keine sozialdemokratische Politik dar. Es ist grundsätzlich abzulehnen, dass die einen Familien mit dem Geld der anderen Familien finanziert werden. 

Vor allem den Familien gegenüber, die ihre Kinder ohne die jetzt angestrebten Hilfen aufgezogen haben und auch jetzt noch für die inzwischen älteren Kinder Familienkosten tragen, sind diese Vorhaben ungerecht und unsolidarisch. Die große Mehrheit der Familien in Deutschland wäre also finanziell benachteiligt. Eine solche "Familienpolitik" wird der SPD weiterhin berechtigte Vorwürfe mangelnder Glaubwürdigkeit einbringen. 

Statt der bisherigen Vorschläge ist ein Konzept anzustreben, das die grundsätzlich sehr begrüßenswerten Verbesserungen bei der Betreuung und Förderung von Kleinkindern als gesamtgesellschaftliche Aufgabe begreift und deren Finanzierung folgerichtig nicht einseitig den Familien aufbürdet. 

Antragsteller: 

SPD-Ortsverein Dinkelsbühl 

Adressaten: 

SPD-Bundesparteitag 

SPD-Bundesvorstand 

SPD-Bundestagsfraktion

Ergebnis: bei einer Enthaltung einstimmig so beschlossen

Antrag von Konstantin Chytiris und Helmut Müller zur Weiterleitung an das zuständige Gremium

Der Abschnitt im Bremer Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands

„Wir stehen zu der von allen EU-Mitgliedern lang versprochenen Beitrittsperspektive der Türkei. Eine Türkei, die sich europäischen Werten verpflichtet fühlt, kann eine wichtige Brückenfunktion zu anderen islamischen Ländern erfüllen. Diese Rolle der Türkei liegt im deutschen und im europäischen Interesse, weil sie Frieden, Stabilität und wirtschaftliche Perspektiven schafft“ (Bremer Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Januar 2007“, S.9)

ist ersatzlos zu streichen.

Begründung:

Das Grundsatzprogramm der SPD ist nicht der geeignete Ort, um die EU-Beitrittsperspektive eines einzelnen Landes zu diskutieren. Ein allgemeiner Hinweis wie im vorhergehenden Abschnitt des „Bremer Entwurfs“ genügt völlig. 

Abstimmung: Annahme mit zwölf Ja-Stimmen gegen drei Nein-Stimmen bei einer Enthaltung

